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l. Bekanntmachu der nde Kirchheimbolanden

Datum lnhalt

07.12.20 Bekanntmachung der Satzung über die Erhebung von Fried-
hofsgebühren der Stadt Kirchheimbolanden

11.12.20 Bekanntmachung über den Jahresabschluss 2019
der Ortsgemeinde Orbis

11.12.20 Bekanntmachung einer Beschilderungsanordnung für
Jakobswei ler, Fried hofstraße

17.12.20 Bekanntmachung über die 1. Nachtragshaushaltssatzung
der Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden für das Jahr 2020

17.12.20 Bekanntmachung der Satzung zur Erhebung von wieder-
kehrenden Beiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen
der Ortsgemeinde Mörsfeld

18.12.20 Bekanntmachung über die Widmung von Gemeindestraßen
der Ortsgemeinde Mörsfeld

18.12.20 Bekanntmachung des Pressedientes Landesamt für Steuern
über die Steuernummern für Existenzgründer

ll. Bekanntmachu anderer Behörden

Datum lnhalt Seite

10.12.20 Bekanntmachung der Kreisverwaltung Donnersbergkreis über 712
die Genehmigung der Veräußerung von Grundbesitz in der
Gemarkung Gauersheim, Grundbuch des Amtsgerichts Rocken-
hausen von Gauersheim
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Herausgeber und verantworlllch: verbandsgemglndovenivaltung Klrchhelmbolanden

Das Amtsblatt erscheint nach Bedarffreitags und ist bei der VerbandsgemoindeveMaltung Kirchheimbolanden,
Rathaus und in den Orisgemeinden kostenlos erhältlich. Abonnement ist gegen Erstattung der Portokosten möglich.

Besuchzeiten der Verbandsoemeindsverwaltuno Kirchheimbolqnden. Neue Allee 2:

Montag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Dienstag
Mittwochs

12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
12.00 Uhr und nachmittags geschlossen

12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr
12,00 Uhr

ry8.00 Uhr bis
8.00 Uhr bis
8.00 Uhr bis
8.00 Uhr bis

Donnerstag
Freitag

vg@kirchheimbolanden.de
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Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren
der Stadt Kirchheimbolanden vom 07.12.2020

Der Stadtrat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz
(GemO) und der $S 2 Abs. 1, 7 und I des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

s1
Allgemeines

Für die Benutzung der Einrichtung des Friedhofswesens und ihrer Anlagen werden
Benutzungsgebühren erhoben. Die Gebührensätze ergeben sich aus der Anlage zu
dieser Satzung.

s2
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner sind

1 Bei Erstbestattungen die Personen, die nach S I Bestattungsgesetz
verantwortlich sind, und der Antragsteller,

2. bei Umbettungen und Wiederbestattungen der Antragsteller

s3
Entstehung der Ansprüche und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der lnanspruchnahme der Leistungen nach der
Friedhofssatzung, bei antragsabhängigen Leistungen mit der Antragstellung.

(2) Die Gebühren werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des
Gebüh renbescheids fällig.

s4
lnkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach lhrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom
06.1 1 .2019 außer Kraft.

heimbolanden, den 07 .12.2020

(Dr. Muchow)
Stadtbürgermeister
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An laqe zur Friedhofsqebührensatzung

l. Reihengrabstätten

1. Überlassung einer Reihengrabstätte an Berechtigte nach $ 2 Abs. 2 der
Fried hofssatzung fü r Verstorbene

a) Reihengrabstätte
b) Kindergrabstätte
c) Reihengrabstätte anonym
d) Urnengrabstätte anonym

630,00 €
365,00 €

1.285,00 €
998,00 €

830,00 €
1.660,00 €

830,00 €
425,00 €,

4.400,00 €

2.200,00 €
1.100,00 €

33,20 €
66,40 €
33,20 €
21,25 C

220,00 €

110,00 €
55,00 €

ll. Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten

1. a) Verleihung des Nutzungsrechts an Berechtigte nach S 2 Abs. 2 der
Friedhofssatzung für

b) Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Buchstabe a) bei späteren
Bestattungen für jedes volle Jahr für

aa) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
cc) je weitere Grabstätte
dd) eine Urnengrabstätte
ee) Urnengrabstätte auf der

Grabanlage Wolff für 4 Urnen
ff) Urnengrabstätte auf der

Grabanlage Wolff für 2 Urnen
gg) eine Kammer in der Urnenstele

ba) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
bc) je weitere Grabstätte
bd) eine Urnengrabstätte
be) Urnengrabstätte auf der

Grabanlage Wolff für 4 Urnen
bf) Urnengrabstätte auf der

Grabanlage Wolff für 2 Urnen
bg) eine Kammer in der Urnenstele

Soweit volle Jahre nicht erreicht werden, bemisst sich die Gebühr nach
dem abgelaufenen Teil des Jahres.

c) Für die Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Ablauf der ersten
Nutzungszeit wird die gleiche Gebühr wie nach a) erhoben.
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lll. Ausheben und Schließen der Gräber

a) Die Gebühr für das Ausheben und Schließen der Gräber bemisst sich nach
dem tatsächlichen Aufinand (d.h. laut bestehendem Grabherstellungs-
vertrag). Zu den Gebühren nach Satz 1 wird ein Zuschlag erhoben in Höhe
von

115,00 €

b) Die Gebühr für das Öffnen und Schließen einer der Verschlussplatte einer
U rnenkammer (inklusive einmaliger Austausch der Versch lussplatte nach der
Beschriftung) beträgt

"52,50 €

b) Bei einer Beisetzung an einem Samstag wird ein Zuschlag zu den
Gesamtgebühren nach Punkt lll a) (tatsächliche Gebühr inkl. Zuschlag) von
50 % berechnet. Dies gilt nicht, wenn der dem Sonntag folgende Werktag ein
gesetzlicher Feiertag ist.

c) Für alle sonstigen Leistungen werden die Selbstkosten berechnet.

lV. Ausgraben und Umbetten von Leichen und Urnen

Das Ausgraben und Umbetten von Leichen und Aschen wird durch ein
gewerbliches Unternehmen vorgenommen. Die hierbei entstehenden
Kosten sind von den Gebührenschuldnern als Auslagen zu ersetzen.

V. Benutzung der Leichenhalle

a) Für die Aufbewahrung einer Leiche bis zur
Erdbestattung auf dem Friedhof Kirchheimbolanden

258,00 €

b) Für die vorübergehende Aufbewahrung einer Leiche 79,00 €
bis zur ÜberfUhrung zu einem auswärtigen Bestattungsplatz pro Tag

c) Für die Unterstellung und Aufbewahrung einer Urne 52,50 €

Hinweis auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung:
,,Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung
als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehrnigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorsch riften gegen über der Gemeindeverwaltung u nter Bezeichn ung des
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht
hat."

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann auf diese Verletzung geltend machen.
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Jahresabschluss 2019 der Ortsgemeinde Orbis

Der Ortsgemeinderat Orbis hat in seiner Sitzung am 10.12.2020 folgenden Beschluss
gefasst, der hiermit.gem. S 114 Abs. 2 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz vom
31.01 .1994 (GVBI. S. 153) in der derzeit gelten Fassung bekannt gemacht wird:

Der Jahresabschluss für das Jahr 2019 wird wie folgt festgestellt und genehmigt

Erträge
Aufwendungen

832.232,82 €
703.982,83 €

J a h re se rg e b n i s ( J a h res ü b e rsc h u ss/Jahrcsfuhlbetrag) 128.249,99 €

Bilanzsumme Aktiva / Passiva 3.907.950,51 €

Dem Ortsbürgermeister und Bürgermeister der Verbandsgemeinde sowie den Beige-
ordneten, soweit diese einen Geschäftsbereich leiten oder den Bürgermeister (Orts-
bürgermeister) vertreten haben, wird Entlastung erteilt.

Der Jahresabschluss 2019 mit Rechenschaftsbericht liegt in der Zeit von 21.12.2020 bis
08.01 .2021 während der Dienstzeiten bei der Verbandsgemeindevenvaltung
Kirchheimbolanden (Rathaus, Zimmer 116) öffentlich aus.
Aufgrund der aktuellen Situation ist das Rathaus bis auf Weiteres geschlossen. Wir bitten
deshalb um vorherige telefonische Anmeldung.

Kirchheimbolanden, 1 1 .12.2020
Verbandsgemei ndeverwa ltu ng

gez. Haas

(Haas)
Bürgermeister
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695Aktenzeichen:
Sachbearbeiter:
Zimmernummer:
Telefonnummer:
Datum:

211231201171As
Herr Scheu
015
0 63 52 I 40 04 -203
11j22020

Bekanntmachung

Die Verbandsgemeindeverwaltung Kirchheimbolanden erlässt als zuständige Straßen-
verkehrsbehörde gemäß $ 44 Absatz 1 Satz 1, $ 45 Absatz 1 Straßenverkehrsordnung
(StVO) in Verbindung mit $ 5 Absatz 1 Landesverordnung über die Zuständigkeiten auf dem
Gebiet des Straßenverkehrsrechts in Verbindung mit $ 1 Landesvenrvaltungsverfahrensge-
setz Rheinland - Pfalz folgende Beschilderungsanordnung für

Jakobsweiler, Fried hofstraße :

Auf dem Friedhofsparkplatz werden des Öfteren Hänger abgestellt, welche die Funk-
tion des Platzes als Parkplatz für die Friedhofsbesucher einschränkt. Um dies zu
vermeiden wird nur das Parken von Personenkraftwagen auf dem Platz zugelassen.
Deswegen wird das Verkehrszeichen 314 mit Zusatzzeichen 1010-58 angeordnet.
Diese sind entsprechend der beiliegenden Planskizze aufzustellen.

Diese Anordnung wird mit Aufstellung der Verkehrszeichen wirksam. Die Kostentragung für diese
Anordnung ergibt sich aus $ 5 b Absatz 1 Straßenverkehrsgesetz (SIVG) und die Duldung der Eigen-
tümer vom Anbringen der Verkehrszeichen aus $ 5 b Absatz 6 Straßenverkehrsgesetz (StVG).

Rechts behelfs beleh ru n g
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erheben. Der Widerspruch ist bei
der Verbandsgemeindeverwaltung Kirchheimbolanden einzulegen. Der Widerspruch kann
1 . schriftlich oder zur Niederschrift bei der Verbandsgemeindeverwaltung Kirchheimbolanden, Neue Allee 2, 67292 Kirch-

heimbolanden,
2. durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatuy' an: vqv-kirchheimbolanden@ooststelle.rlp.de

oder
3. durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz an:

vgv@kirchheimbolanden.de-mail.de
erhoben werden.

Über den Widerspruch entscheidet, sofern ihm nicht abgeholfen wird, der Krei$rechtsausschuss bei der Kreisverwaltung Don-
nersbergkreis.
Die Widerspruchsfrist wird auch durch Einlegung bei der Kreisverwaltung Donnersbergkreis gewahrt. Der Widerspruch kann
dort
1. schriftlich oder zur Niederschrift bei der Kreisverwaltung Donnersbergkreis, Uhlandstraße 2,67292 Kirchheimbolanden,
2. durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signaturl anl KV-Donnersbergkreie@ooetstelle.rlo.de

oder
3. durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz an:

kreisvenfialtunq@donnersbero.de-mail.de
erhoben werden.

Fußnote:

1vgl. Artikel 3 Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. gl0/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 ilber elektronische
Identifizierung und Vertrauensdienste ftlr elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Auflrebung der Riohtlinie 1999/93lEG (ABl.
EU Nr. L 257 S. 73).
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1. Nachtragshaushaltssatzung der Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden für das Jahr 2020 vom 17.12.2020

Der Ortsgemeinderat hat aufgrund von $ 98 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz in der derzeit gültigen

Fassung folgende Nachtragshaushaltssatzung beschlossen, die nach Genehmigung durch die Kreis-

venrualtung Donnersbergkreis als Aufsichtsbehörde vom 15.12.202O - AZ:33/029/901-132 - hiermit

bekannt gemacht wird:

$ 1 Ergebnis- und Finanzhaushalt

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden festgesetzt:

gegenüber

bisher
verändert

um
nunmehr

festgesetzt auf

1. im Ergebnishaushalt

der Gesamtbetrag der Erträge auf

der Gesamtbetrag der Aufwendungen auf

Jah resü berschuss/Jahresfehl betrag auf

2. im Finanzhaushalt

der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen auf

die Einzahlungen aus lnvestitionstätigkeit

die Auszahlungen aus lnvestitionstätigkeit

der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus lnvestitionstätigkeit

der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Finanzierungs-

tätigkeit

-1.590.630 € -377.200 € -1.967.830 €

-1 . 164.500 € -377.200 € -1.541.700 €

13.060.430 €
14.651.060 €

1.123.970 €
793.500 €

-225.080 €
152j20 €

193.740 €
378.000 €

12.835.350 €
14.803.180 €

1.317.710 G

1.171.500 €

$ 2 Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von Investitionen und ln-
vestitionsföderungsmaßnahmen im Finanzhaushalt der Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden erforderlich ist
wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 0 € um 184.260 € erhöht und damit auf
184.260 € neu festgeseEt.
Die Kredite für die Vermögenspläne der Abwasserbeseitigung und der Bäder werden wie folgt festgesetzt:

a. Vermögensplan der Abwasserbeseitigung
b. Vermögensplan der Bäder

$ 3 Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung

Der Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung werden wie folgt festgesetzt:

a) Haushalt der Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden
b) Wirtschaftsplan der Abwasserbeseitigung
c) Wirtschaftsplan der Bäder

330.470 € -184.260 € 146.210 C

834.030 € 561.460 € 1.395.490 €

1.000.000 €
510.000 €

25.000.000 €
3.000.000 €
2.000.000 €

2-
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$ 4 Verpflichtu n gsermächtig un gen

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

$ 5 Umlage

Gem. g 26 Abs. 1 Landesfinanzausgleichsgesetz (LFAG) in der derzeit geltenden Fassung erhebt die
Verbandsgemeinde von allen Ortsgemeinden eine Verbandsgmeindeumlage. Der Umlagesatz in Höhe von
30 v. H. wird nicht geändert.

$ 6 Altersteilzeit

DieZahl derim Haushaltsjahr2020 bewilligbaren FällevonAltersteilzeitwird nichtgeändert.

$ 7 Stellenplan

Der vom Verbandsgemeinderat am 16.04.20{9 beschlossene Stellenplan wird nicht geändert

$ 8 Eigenkapital

69 B

Der Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2016 beträgt
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2017 beträgt
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2018 beträgt
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2019 beträgt
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2020 beträgt
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2021 beträgt
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2022 beträgt

31.591,251,47 €
32.013.532,07 €
33.151.213,86 €
30.864.823,86 €
28.896.993,86 €
28.723.273,86€
28.938.753,86 €

$ 9 Weitere Bestimmungen

Die Buchungsstellen Unterhaltung / Rathaus 11.1.4.23.523100), Unterhaltung / Feuerwehrgerätehäuser
(1.2.6.00.523100), Zuweisungen an die Ortsgemeinden für Notstromvercorgung der Gemeinde-
einrichtungen (1.2.6.00.541430), Aufwendungen für Dienst- und SchuEkleidung / Feuenrehr
(1.2.6.00.561500), Unterhaltung /GS Dannenfels (2.1.1.20.523100), Unterhaltung / GS Kirchheimbolanden
(2.1.1.30.523100), und Aufwendungenfür Jugendarbeit (3.6.2.00.524900) werden für übertragbar erklärt.

Ki rchheimbolanden n 17 .12.2020

gez. Haas

(Haas)
Bürgermeister

-3-
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Hinweis:

a) Der Nachtragshaushaltsplan liegt vom 21.12.2020 bis 08.01 .2021 bei der Verbandsgemeinde-

verwaltung Kirchheimbolanden (Neue Allee 2, Rathaus, Zimmer 115) während der Dienstzeiten

öffentlich aus. Aufgrund der aktuellen Situation ist das Rathaus bis auf weiteres geschlossen.

Wir bitten deshalb um vorherige telefonische Anmeldung.

b) Satzungen, die unter Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung

zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig

zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder

die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder
jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Gemeindevenrvaltung

unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend ge-

macht hat.

Hat jemand die Verletzung nach Sa1a2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in

Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
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Satzung
zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den

Ausbau von Verkehrsanlagen
der Ortsgemeinde Mörsfeld

vom 17.12.2020

Der Gemeinderat hat aufgrund des $ 24 der Gemeindeordnung (GemO) und der $$ 2 Abs. 1,

7, 10 und 10 a des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende Satzung beschlossen, die
hiermit bekannt gemacht wird:

sl
Erhebung von Ausbaubeiträgen

(1) Die Gemeinde erhebt wiederkehrende Beiträge für die Herstellung und den Ausbau von
Verkehrsanlagen nach den Bestimmungen des KAG und dieser Satzung.

(2) Ausbaubeiträge werden für alle Maßnahmen an Verkehrsanlagen, die der Erneuerung,
der Enryeiterung, dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erhoben.

1. ,,Erneuerung" ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise
unbrauchbaren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmäßigen
Verkehrsbedürfnis genügenden Zustand,

2. ,,Enrueiterung" ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertiggestellten Anlage
oder deren Ergänzung durch weitere Teile,

3. ,,Umbau" ist jede nachhaltige technische Veränderung an der Verkehrsanlage,

4. ,,Verbesserung" sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion, der Anderung der
Verkehrsbedeutung i. S. der Hervorhebung des Anliegervorteils sowie der
Beschaffenheit und Leistungsfähigkeit ei ner An lage.

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Herstellung von Verkehrsanlagen,
die nicht nach dem Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfähig ist.

(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungs- beiträge nach

SS 135 a - c BauGB zu erheben sind.

(5) Ausbaubeiträge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der
Beitragserhebung außer Verhältnis zu dem zu enryartenden Beitragsaufkommen stehen

s2
Beitragsfäh i ge Verkeh rsan lagen

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze sowie
selbstständige Parkflächen und Grünanlagen sowie für selbstständige Fuß- und
Radwege.
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(2) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für Brückenbauwerke, Tunnels und Unterführungen
mit den dazugehörigen Rampen, mit Ausnahme des Aufwands für Fahrbandecke und
Fußwegbelags.

s3
Ermittlungsgebiete

(1) Sämtliche zum Anbau bestimmte Verkehrsanlagen folgender Gebiete bilden jeweils
einheitliche öffentliche Einrichtungen (Abrechnungseinheiten), wie sie sich aus dem als
Anlage 1 a) und b) beigefügten Plan ergeben.

1. Die Abrechnungseinheit 1 wird gebildet aus dem Ortsteil Mörsfeld,
2. Die Abrechnungseinheit 2 wird gebildet aus dem Ortsteil Daimbacherhof.

Die Begründung für die Ausgestaltung der einheitlichen öffentlichen Einrichtungen ist
dieser Satzung als Anlage 2 beigefügt.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die eine Abrechnungseinheit bildenden
Verkehrsanlagen nach den jährlichen lnvestitionsaufwendungen in den
Abrechnungseinheiten nach Abs. 1 ermittelt.

$4
Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise
nutzbaren Grundstücke, die die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit einer Zufahrt oder
eines Zugangs zu einer in der Abrechnungseinheit gelegenen Verkehrsanlage haben.

s5
Gemeindeanteil

Der Gemeindeanteil beträgt für beide Abrechnungseinheiten jeweils 30 %

s6
Beitragsmaßstab

(1) Maßstab ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für Vollgeschosse. Der Zuschlag je
Vollgeschoss beträgt 10 v. H. Vollgeschosse im Sinne dieser Regelung sind
Vollgeschosse im Sinne der Landesbauordnung.

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt:

1. ln beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. lst das Grundstück nur
teilweise überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil dem lnnenbereich nach $
34 BauGB zuzuordnen, gilt als Grundstücksfläche die Fläche des Buchgrundstücks;
Nr. 2 ist ggf. entsprechend anzuwenden.

2. Liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils ($ 34
BauGB), sind zu berücksichtigen:

a) Bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von dieser
bis zu einer Tiefe von 40 m.
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b) Bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber
durch einen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind
(Hinterliegergrundstücke), die Fläche von der zu der Verkehrsanlage hin
liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von 40 m.

c) Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstellen,
bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe nach a) und b)

unberücksichtigt.

d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungslinie
liegenden Grundstücksteile aufgrund der Umgebungsbebauung baulich oder in
ähnlicher Weise selbstständig nutzbar (Hinterbebauung in zweiter Baureihe),
wird die Fläche bis zu einer Tiefe von 80 m zugrunde gelegt.

Sind die hinteren Grundstücksteile nicht in diesem Sinne selbstständig nutzbar
und geht die tatsächliche bauliche, gewerbliche, industrielle oder ähnliche
Nutzung der innerhalb der Tiefenbegrenzung liegenden Grundstücksteile über
die tiefenmäßige Begrenzung nach a) und b) hinaus, so verschiebt sich die
Tiefenbeg renzu ngsl i n ie zur hinteren Grenze der tatsächlichen N utzu ng.

Wird ein Grundstück jenseits der in Satz 1 angeordneten erhöhten Tiefenbe-
grenzungslinie tatsächlich baulich, gewerblich, industriell oder ähnlich genutzt, so
verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der tatsächlichen
Nutzung.

3. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad,
Festplatz, Campingplatz, Dauerkleingärten oder Friedhof festgesetzt ist, die Fläche
des im Geltungsbereichs des Bebauungsplanes liegenden Grundstückes oder
Grundstücksteiles vervielfacht mit 0,5. Bei Grundstücken, die innerhalb eines im
Zusammenhang bebauten Ortsteiles ($ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden,
die Fläche des Grundstückes - gegebenenfalls unter Berücksichtigung der nach Nr
2 angeordneten Tiefenbegrenzung - vervielfacht mit 0,5.

(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt:

1. Für beplante Grundstücke wird die im Bebauungsplan festgesetzte zulässige Zahl
der Vollgeschosse zugrunde gelegt.

2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse,
sondern eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte
höchstzulässige Baumassenzahl. lst auch eine Baumassenzahl nicht festgesetzt,
dafür aber die Höhe der baulichen Anlagen in Form der Trauf- oder Firsthöhe, so gilt
die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe. Sind beide Höhen
festgesetzt, so gilt die höchstzulässige Traufhöhe. Soweit der Bebauungsplan keine
Festsetzungen trift, gilt als Traufhöhe der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut
mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen.
Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

3. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt

a) die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung übenruiegend
vorhandenen Vollgeschosse; ist ein Grundstück bereits bebaut und ist die dabei
tatsächlich verwirklichte Vollgeschosszahl höher als die in der näheren
Umgebung, so ist die tatsächlich verwirklichte Vollgeschosszahl zugrunde zu
legen.
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b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei
Vollgeschossen. Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder
industriellen Zwecken oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend.

4. lst nach den Nummern 1 - 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststellbar, so ist die
tatsächlich vorhandene Traufhöhe geteilt durch 2,8 anzusetzen, wobei Bruchzahlen
auf ganze Zahlen auf- und abzurunden sind. Als Traufhöhe gilt der Schnittpunkt der
Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der
Gebäudemitte zu messen.

5. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist
oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (2.

Bsp. Sport-, Fest- und Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), wird bei vorhandener
Bebauung die tatsächliche Zahl der Vollgeschosse angesetzt, in jedem Fall
mindestens jedoch ein Vollgeschoss.

6. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen,
gilt die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt
ist, die tatsächliche Zahl der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindestens jedoch
ein Vollgeschoss.

7. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach $ 34 Abs. 4 BauGB
liegen, werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend
angewandt, wie sie bestehen für

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen
über das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind,

b) unbeplanten Grundstücken, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das
zulässige Nutzungsmaß enthält.

8. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden
Vollgeschosse gilt, wenn sie höher ist als die Zahl der Vollgeschosse nach den
vorstehenden Regelungen.

9. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von
Vollgeschossen zulässig oder vorhanden, gilt die bei der überwiegenden Baumasse
vorhandenen Zahl.

(4) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe und lndustriegebieten wird die nach den
vorstehenden Regelungen ermittelte und gewichtete Grundstücksfläche um 20 v. H.

erhöht. Dies gilt entsprechend für ausschließlich gewerblich, industriell oder in ähnlicher
Weise genutzte Grundstücke in sonstigen Baugebieten.

Bei teilweise gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzten Grundstücken
(gemischt genutzte Grundstücke) in sonstigen Baugebieten erhöhen sich die
Maßstabsdaten um 10 v. H.

s7
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke

(1) Grundstücke, die sowohl von einer nach $ 13 dieser Satzung verschonten
Verkehrsanlage erschlossen sind als auch von einer oder mehreren weiteren
Verkehrsanlage(n) der Abrechnungseinheit erschlossen sind, werden nur mit 50 % ihrer
gewichteten Grundstücksfläche angesetzt.
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(2) Kommt für eine oder mehrere der Verkehrsanlagen nach Abs. 1 die Tiefenbegrenzung
nach g 6 Abs. 2 dieser Satzung zur Anwendung, gilt die Regelung des Abs. 1 nur für die
sich überschneidenden Grundstücksteile.

s8
Entstehung des Beitragsanspruches

Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember für das abgelaufene Jahr.

ss
Vorausleistungen

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Gemeinde Vorausleistungen auf
wiederkehrende Beiträge erhoben werden.

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshöhe für das laufende
Jahr bemessen.

s10
Ablösung des Ausbaubeitrages

Die Ablösung wiederkehrender Beiträge kann jederzeit für einen Zeitraum von bis zu 10
Jahren vereinbart werden. Der Ablösung wird unter Berücksichtigung der zu enryartenden
Kostenentwicklung die abgezinste voraussichtliche Beitragsschuld zugrunde gelegt.

s11
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides
Eigentümer oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes ist.

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner

s12
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Die wiederkehrenden Beiträge und die Vorausleistungen darauf werden durch
schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des
Beitragsbescheides fällig.

(2) Der Beitragsbescheid enthält

1.

2.
3.
4.
5.

Die Bezeichnung des Beitrages,
Den Namen des Beitragsschuldners,
Die Bezeichnung des Grundstückes,
Den zu zahlenden Betrag,
Die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfähigen
Kosten, des Gemeindeanteils und der Berechnungsgrund- lagen nach dieser
Satzung,
Die Festsetzung des Fälligkeitstermins,
Die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem Grundstück ruht, und
Eine Rechtsbehelfsbelehrung.

6.
7.
L
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(3) Die Grundlagen für die Festsetzung wiederkehrender Beiträge können durch
besonderen Bescheid (Feststellungsbescheid) festgestellt werden.

s13
Ü bergangs- bzw. Verschonungsregelung

Gemäß S 10 a Abs. 6 KAG wird festgelegt, dass Grundstücke, vorbehaltlich $ 7 Absätze 1

und 2 dieser Satzung, erstmals bei der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrags
berücksichtigt und beitragspflichtig werden, nach:

a) 15 Jahren bei kompletter Herstellung derVerkehrsanlage,
b) 10 Jahren bei Herstellung der Fahrbahn,
c) 7 Jahren bei Herstellung des Gehweges und
d) 5 Jahren bei Herstellung der Beleuchtung bzw. durchgeführten

Veran lag ungen für Grundenrverb, Straßenoberflächenentwässeru ngskosten
oder anderer Teilanlagen.

Erfassen eine oder mehrere Maßnahmen mehrere Teileinrichtungen, so findet eine Addition
der unter den Buchstaben b) bis d) aufgeführten Verschonungsfristen nicht statt.
Die Übergangsregelung bei Maßnahmen nach den Buchstaben a) bis d) gilt auch bei der
Erneuerung, der Enrueiterung, dem Umbau und der Verbesserung von Verkehrsanlagen. Die
Übergangsregelung beginnt zu dem Zeitpunkt, in dem Erschließungsbeiträge nach dem
BaUGB bzw. Ausbaubeiträge nach dem KAG entstanden sind. Selbiges gilt auch für
Grundstücke, welche Kosten für die erstmalige Herstellung aufgrund von Verträgen geleistet
bzw. über Kaufverträge abgelöst haben. Bei Erschließungsverträgen beginnt die
Verschonung mit der erfolgten Prüfung der Abrechnung der vertraglichen Leistungen, bei
Ablösungen und ähnlichen Regelungen der Beiträge in privatrechtlichen Kaufverträgen mit
der Entstehung der allgemeinen sachlichen Beitragspflicht für die Verkehrsanlage.

.. s14
Offentliche Last

Der wiederkehrende Beitrag liegt als öffentliche Last auf dem Grundstück.

s15
ln-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt zum 01 .01 .2021 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft:
Satzung über die Erhebung von wiederkehrenden Ausbaubeiträgen der Gemeinde
Mörsfeld vom 04.09 .2018 (Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beiträge) sowie die
Satzung zur Erhebung von Einmalbeiträgen nach tatsächlichen lnvestitionsaufwen-
dungen für den Ausbau von Verkehrsanlagen vom 04.09.2018.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt

Mörsfeld, den 17
Gemeinde

rgermeister

2
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Es wird auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen:

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses
Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig
zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand
die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindevennraltung unter
Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1

genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
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Anlage 2

Das Gebiet der Gemeinde Mörsfeld wird in 2 Abrechnungseinheiten aufgeteilt.

Begründung nach $ 3 Abs. 1 der Satzung i. V. m. S 10 a Abs. 1 KAG

1) Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes vom 25.06.2014

2) Der Daimbacherhof ist ein ca. 800 m abgelegener Ortsteil der Gemeinde
Mörsfeld. Daher handelt es sich um 2 einzelne, klar abgrenzbare Gebietsteile

3) Die Verkehrsbedeutung der 2 Abrechnungseinheiten zueinander und die
Nutzung durch Bewohner der jeweils anderen Einheit ist derart
unterschiedlich, dass die Bildung der 2 Abrechnungseinheit angebracht ist.

4) Die letzte Ausbaumaßnahme in der Abrechnungseinheit ,,Daimbacherhof'
wurde im Jahre 1976 durchgeführt.

5) ln der Abrechnungseinheit 1 ,,Ortslage Mörsfeld" wurden von 1972 bis 1997
alle Ortsstraßen, im Jahr 2015 die Nebenanlagen zur Hauptstraße ausgebaut.

6) Der Ausbauzustand der beiden Abrechnungseinheiten zueinander ist daher
sehr unterschiedlich anzusehen.
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Ve rba nd sgeme i ndeve rwa ltu n g
67 292 Kirchheimbolanden
Az;31540 103111lKl

Bekanntmachung

Widmung von Gemeindestraßen in Mörsfeld

Der Ortsgemeinderat Mörsfeld hat in seiner Sitzung am 09.12.2020 zur Widmung der
Straßen im Neubaugebiet,,Trift" folgenden Beschluss gefasst:

Die Straßen,,Am Wasserhaus", bestehend aus den Pl.-Nrn. 536/1 teilweise und
53614, sowie,,Bangert" (Teilfläche), bestehend aus der Pl.-Nr. 1556/3 teilweise,
werden gem. SS 36 i.V.m. 1 und 3 Satz 1 Nr. 3 a) des Landesstraßengesetzes von
Rhei n land -Pf alz als Gemei ndestra ßen dem öffentl ichen Verkeh r gewid met.

Die gewidmeten Straßenflächen sind in dem beigefügten Lageplan gekennzeichnet.

Rechts behelfs beleh ru ns

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der

Widerspruch ist beiderVerbandsgemeindevenrualtung Kirchheimbolanden einzulegen. DerWiderspruch kann

1. schriftlich oder zur Niederschrift bei der Verbandsgemeindeverwaltung Kirchheimbolanden, Neue Allee 2,
67292 Kirchheimbolanden,

2. durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur an: vqv-kirchheimbolanden@poststelle.rlp.de oder
3, durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz an

vqv@kirchheimbolanden.de-mail.de

erhoben werden

Über den Widerspruch entscheidet, sofem ihm nicht abgeholfen wird, der Kreisrechtsausschuss bei der
Kreisvenaraltung Donnersbergkreis. Die Widerspruchsfrist wird auch durch Einlegung bei der Kreisvenrualtung

Donnersbergkreis gewahrt. Der Widerspruch kann dort

1. schriftlich oder zur Niederschrift bei der Kreisverwaltung Donnersbergkreis, Uhlandstraße 2,67292
Kirchheimbolanden,

2. durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur an: Donnersberokreis@poststelle.rlp.de, oder
3. durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz an:

kreisvenffaltu ng@donnersberq.de-mail.de

erhoben werden

:Wboranden, 

den 1 8122020

Bürgermeister
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BEKANN TMACHUNG

Über die Genehmigung der Veräußerung des nachstehenden Grundbesitzes ist nach dem
G ru ndstü cksve rkehrsgesetz (S 2ff) zu entscheiden.

Grundbuch des Amtsgerichts Rockenhausen für Gauersheim, Blatt 710, Gemarkung
Gauersheim

Flst. Nr. Nutzungsart Gewanne Flächengröße

596/8
Gebäude- und Freifläche,
Landwirtschaftsfläche

Hauptstraße 0,5269 ha

Land-/Forstwirte die zur Aufstockung lhres Betriebes am Enryerb des Grundbesitzes interessiert
sind, werden gebeten, dies der Unteren Landwirtschaftsbehörde bei der Kreisverwaltung
Donnersbergkreis (Abt. 8) innerhalb von zehn Tagen ab Erscheinungstag dieser
Bekanntmachung schriftlich mitzuteilen.

Kirchheimbolanden, den 1 0.12.2020
Kreisverwa ltung Don nersbergkreis
lm Auftrag

Mattern
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Steuernummern für Existenzgründer
Neu: Elektronische Anmeldung beim Finanzamt erforderlich

Damit Existenzgründer eine Steuernummer erhalten, benötigt das Finanzamt innerhalb eines

Monats nach der Unternehmensgründung den sogenannten ,,Fragebogen zur steuerlichen

Erfassung". Dieser enthält die Angaben zu den persönlichen Verhältnissen, zum

Unternehmen und zu den zu enruartenden Einkünften beziehungsweise Umsätzen. Ab dem

01.O1.2021muss der Fragebogen elektronisch an das Finanzamt übermittelt werden.

Folgende Fragebögen zur steuerlichen Erfassung stehen für Unternehmensgründungen im

Dienstleistungsportalder Steuerverwaltung ,,Mein ELSTER" (unterwww.elster.de) nach

Reg istrierung zur Verfügung :

- Aufnahme einer gewerblichen, selbstständigen (freiberuflichen) oder land- und

forstwirtschaft lichen Tätigkeit (Ei nzelunternehmen)

Gründu ng einer Personengesellschaft/-gemei nschaft

- Gründung einer Kapitalgesellschaft bzw. Genossenschaft

ln diesen Fällen darf das Finanzamt den Fragebogen zur steuerlichen Erfassung künftig nur

noch bei unbilligen Härten in Papierform akzeptieren.

Für die Gründung eines Vereins oder einer Körperschaft nach ausländischem Recht ist der

Fragebogen dagegen weiterhin auf amtlich vorgeschriebenem Vordruck in Papierform

abzugeben.

Nähere lnformationen zur elektronischen Anmeldung und zum Fragenbogen zur steuerlichen

Erfassung finden sich unter: https://www.lfst-rlp.de/service/vordrucke/sonstigelfraqeboegen-

zur-steuerlichen-erfassunq und im Flyer,,Existenzgründef', der sowohl im lnternet abrufbar

(https://www.lfst-rlp.de/service/broschueren-/-infomaterial) als auch in den Finanzämtern

ausgelegt ist.

Hrsg.: Landesamt für Steuern, Verantw.: Wiebke Girolstein, (0261) 4932 - 36726,

Pressestelle@lfst.fin-rl p.de

Wir twittern - unter www.twitter.com/rlpfinanznews erhalten Sie unsere aktuellen Meldungen

Die lnfo-Hotline lhres Finanzamtes: 0261 - 20 179 279



Für Fragen rund um das Thema Existenzgründung und Steuern stehen zudem die

Existenzgründerberatung in den Finanzämtern und die landesweite lnfo-Hotline der

Finanzämter (Tel: 0261-20 179 279) zur Verfügung.

Hrsg.: Landesamt für Steuern, Verantw.: Wiebke Girolstein, (0261) 4932 - 36726,

Pressestel le@lfst. fi n-rl p. de

Wir twittern - unter www.twitter.com/rlpfinanzfrews erhalten Sie unsere aktuellen Meldungen
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Die lnfo-Hotline lhres Finanzamtes: 0261 -20 179 279


